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Antrag 
der Abgeordneten Dr. Carola Ensslen, Sabine Boeddinghaus, Deniz Celik,  

Olga Fritzsche, Norbert Hackbusch, Stephan Jersch, Metin Kaya,  
Cansu Özdemir, Dr. Stephanie Rose, David Stoop, Heike Sudmann  

und Insa Tietjen (DIE LINKE) 

Betr.: Systemversagen bei den Asylbewerberleistungen sofort beenden! 

Das nach dem Grundgesetz garantierte Existenzminimum gilt für alle Menschen in 
Deutschland und muss jederzeit gewährleistet sein. Es gilt selbstverständlich auch  
für Bezieher:innen der Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG). 
Der Satz des Bundesverfassungsgerichts im Urteil vom 18.07.2012 hat insoweit Leit-
bildfunktion: „Die in Art. 1 Abs. 1 GG garantierte Menschenwürde ist migrationspoli-
tisch nicht zu relativieren“. 

Die Sicherung des Existenzminimums ist ein zentraler Bestandteil des Menschenwür-
deschutzes. Dazu gehört es auch, die Arbeitsfähigkeit derjenigen Ämter zu gewähr-
leisten, die mit der Sicherung des Existenzminimums beauftragt sind. In Notfällen, 
insbesondere bei akuter Mittellosigkeit, besteht das verfassungsrechtliche Gebot, die 
Antragstellenden unverzüglich in die Lage zu versetzen, sich mit dem Nötigsten zu 
versorgen. Dies ist offenkundig aktuell bei der Verwaltung der Leistungen nach dem 
AsylbLG nicht der Fall. Antragstellende – auch Notfälle vor Ort – werden auf ein Funk-
tionspostfach verwiesen. E-Mails werden wochenlang nicht beantwortet. Telefonisch 
kommt man nicht durch. Auch akuteste Notfälle warten über eine Woche auf die Mög-
lichkeit zur Vorsprache. Viele Menschen warten seit mehreren Monaten auf Geld. Das 
ist ein untragbarer Zustand!  

Vielen Antragstellenden nach dem AsylbLG ist es gar nicht möglich, anderweitig für 
ihren Lebensunterhalt zu sorgen, da sie über keine Arbeitserlaubnis verfügen und oft 
als Migrant:innen keine gefestigten Freundes- und Familienstrukturen in Hamburg 
haben, durch die sie vorübergehend unterstützt werden können. Die unweigerliche 
Folge sind Verelendung, Wohnungsverlust sowie lange Schlangen bei den Tafeln und 
anderen Institutionen, die ehrenamtlich dem staatlichen Fürsorgeauftrag zugewiesene 
Aufgaben besorgen.  

Auffällig ist auch die konkrete Ausgestaltung vor Ort: Das Amt am Bargkoppelstieg 
wird mit einem 3 Meter hohen verschlossenen Stahlzaun von vier Sicherheitsperso-
nen gleichzeitig bewacht. Terminbestätigungen werden durch die Gitter gereicht. 
Sachbearbeiter:innen vor Ort sind nicht zu sprechen. „Kund:innen“ müssen bei jedem 
Wetter draußen vor der Tür warten – ein untragbarer Zustand.  

Zu Anfang des Jahres wurde die Zuständigkeit für die Verwaltung der Leistungen 
nach dem AsylbLG aus den Bezirksämtern auf das Amt für Migration verlagert. Die 
Situation vor der „Zentralisierung“ soll hier keinesfalls beschönigt werden, dazu gibt es 
keine Veranlassung. Doch jetzt ist ein neuer Tiefpunkt erreicht, der nicht hingenom-
men werden darf.  

Darüber hinaus ist es dringend notwendig, dass sich der Senat auf Bundesebene für 
eine Abschaffung des Asylbewerberleistungsgesetzes und die Integration des betrof-
fenen Personenkreises in die existenzsicherungsrechtliche Normalversorgung – unab-
hängig von migrationspolitischen Erwägungen – einsetzt. Das Asylbewerberleistungs-
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gesetz steht seit seiner Schaffung vor 30 Jahren in der Kritik, seine Regelungen  
wurden mehrfach vom Bundesverfassungsgericht für verfassungswidrig erklärt. Der 
eigentliche Zweck des Asylbewerberleistungsgesetzes ist seine abschreckende Wir-
kung. Es soll bestimmte Personenkreise von Migration abschrecken, indem Personen 
mit einem bestimmten Aufenthaltsstatus schlechter behandelt werden als sonstige 
Bezieher:innen des Existenzminimums. Sei es durch abgesenkte Leistungshöhen, 
durch die Beschränkung auf Sachleistungen, durch schlechtere Gesundheitsversor-
gung oder durch ungünstigere Verfahrensregelungen im Vergleich zu Grundsiche-
rungsleistungen. Besonders augenfällig ist die Schlechterstellung anderer Geflüchte-
ter gegenüber den vor dem russischen Angriffskrieg auf die Ukraine geflohenen ukrai-
nischen Staatsangehörigen. Diese Ungleichbehandlung ist zwar erfreulich für die  
Ukrainer:innen, ansonsten jedoch durch nichts zu rechtfertigen. 

Die Bürgerschaft möge beschließen: 
Der Senat wird aufgefordert, 
I. die Funktionsfähigkeit der Leistungsverwaltung bei den Leistungen nach dem 

Asylbewerberleistungsgesetz wiederherzustellen, insbesondere  

1. für eine ausreichende personelle Ausstattung der Behörde – auch im Krank-
heitsfall – zu sorgen,  

2. eine Sofortversorgung in Notfällen sowie regelmäßige offene Sprechzeiten 
und eine kurzfristige Terminvergabe in allen anderen Fällen zu gewährleis-
ten. 

II. die Gestaltung des Standorts „Leistungen für Asylbewerber Referat M43“ des 
Amts für Migration in einer Weise zu verändern, dass zumindest behördentypi-
sche gestalterische Mindestanforderungen Anwendung finden. Dabei müssen 
insbesondere die folgenden Vorgaben eingehalten werden: 

1. Einrichtung eines Empfangs vor Ort, der nicht mit Sicherheitspersonal, son-
dern mit Sachbearbeiter:innen besetzt ist, 

2. Einrichtung einer im Behördengebäude gelegenen Wartemöglichkeit, damit 
die vor Ort bei jeder Wetterlage üblichen 50 Meter langen Warteschlangen 
vor dem Gebäude ein Ende haben. 

3. Sofortiger Rückbau des vor dem Gebäude befindlichen 3 Meter hohen Stahl-
zauns, der den Eindruck eines Gefängnisses vermittelt. 

III. sich auf Bundesebene für eine Abschaffung des Asylbewerberleistungsgesetzes 
und Integration des Personenkreises nach § 1 AsylbLG in die existenzsicherungs-
rechtliche Normalversorgung unabhängig von migrationspolitischen Erwägungen 
einzusetzen. 

IV. der Bürgerschaft zu Ziffer I. und II. bis zum 30.06.2023 und zu Ziffer III. bis zum 
30.09.2023 zu berichten. 


